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Die Konfliktkommission hat die Klägerin zur Weiterzah­
lung von Schadenersatz verpflichtet. Das Stadtbezirksgericht 
hat auf den Einspruch der Klägerin diese Verpflichtung teil­
weise herabgesetzt.

Mit der Berufung hat der Kläger beantragt, unter Auf­
hebung des Urteils des Stadtbezirksgerichts die Kägerin zur 
Zahlung von Schadenersatz zu verurteilen, und zwar für die 
Zeit vom 17. März 1983 bis zum 25. Juli 1983 in Höhe von 
365 M monatlich und ab 26. Juli 1983 in Höhe des Differenz­
betrags zwischen seinem Verdienst vor dem Unfall und sei­
nem jetzigen Verdienst.

Die Berufung hatte teilweise Erfolg.
Aus der Begründung:
Die Klägerin hat bis einschließlich 16. März 1983 dafür ge­
sorgt, daß der Verklagte aus dem 1980 erlittenen Arbeitsun­
fall keine materiellen Nachteile erleidet und hat gemäß 
§ 268 AGB Schadenersatz geleistet, Für den Zeitraum danach 
war der monatliche Schadenersatz in der bis dahin gezahlten 
Höhe aus den nachstehend aufgeführten Gründen nicht mehr 
gerechtfertigt.

Im Ergebnis des Arbeitsunfalls war der Verklagte nicht 
mehr in der Lage, schwer zu heben und zu tragen. Er konnte 
Arbeitsaufgaben nur noch teils sitzend, teils stehend verrich­
ten. Dieser ärztlichen Forderung entsprechend hat die Klä­
gerin in zahlreichen Aussprachen mit dem Verklagten er­
folglos versucht, dessen Einsatz zu verändern, denn in der 
von ihm geleiteten Verkaufsstelle läßt sich schweres Heben 
und Tragen nicht vermeiden. Der Verklagte hat zumutbare 
Angebote ungerechtfertigt ausgeschlagen. Das gilt insbeson­
dere für die Tätigkeit des stellvertretenden Leiters der Ver­
kaufsstelle W. In dieser Musterverkaufsstelle konnten alle 
ärztlichen Anordnungen realisiert werden; es handelte sich um 
eine Arbeit, die sowohl der gesundheitlichen Eignung des Ver­
klagten entsprach als auch seine Fähigkeiten und Fertig­
keiten berücksichtigte, also um eine zumutbare Arbeitsauf­
gabe.

Der Verklagte war nach der allgemeinen Verpflichtung 
eines jeden Werktätigen, das sozialistische Eigentum vor Be­
schädigung und Verlust zu schützen (§ 80 Abs. 1 AGB), gehal­
ten, alles zu tun, um den an ihn zu zahlenden Schadenersatz zu 
mindern oder gar abzuwenden-. Dieser Gedanke findet, bezo­
gen auf den Schadenersatz aus Arbeitsunfall und Berufs­
krankheit, seinen Ausdruck in § 268 Abs. 2 Satz 2 AGB. Vom 
Verklagten konnte demzufolge erwartet werden, daß er sich 
dementsprechend zur Veränderung der Arbeitsaufgabe ab
17. März 1983 bereit findet. Da er dieser Erwartung nicht 
entsprach, muß er sich auf seinen Schadenersatzanspruch die 
Beträge anrechnen lassen, die er trotz Zumutbarkeit der an­
gebotenen anderen Arbeit zu verdienen unterlassen hat.

Ausgangsbasis für den Schadenersatzanspruch ab 17. März 
1983 kann somit nur die Differenz zwischen dem durch­
schnittlichen monatlichen Nettoeinkommen vor dem Arbeits­
unfall und dem Verdienst sein, den er in der Verkaufs­
stelle W. erhalten hätte. Diese Differenz macht einen Betrag 
von 105 M aus, den die Klägerin an den Verklagten zu zah­
len hat. Die weitergehende Minderung des Einkommens des 
Verklagten hat seine Ursache nicht mehr im Arbeitsunfall, 
sondern in seinem nicht angemessenen Verhalten.

Diese rechtliche Wertung trifft auch auf den Anspruch zu, 
den der Verklagte für den Zeitraum nach dem 25. Juli 1983 
erhebt. Soweit er in einem anderen Betrieb die Arbeit eines 
Mitarbeiters der Wirtschaftskontrolle ausüben möchte und in 
dieser Funktion weniger Lohn. erhält, als er als stellvertre­
tender Verkaufsstellenleiter in der Verkaufsstelle W. verdie­
nen könnte, muß er diese Einkommensminderung nicht als 
Folge des Arbeitsunfalls hinnehmen; insoweit mangelt es 
am Kausalzusammenhang zwischen Arbeitsunfall und Scha­
den. Grundlage für die Berechnung des Schadenersatzan­
spruchs in diesem Zeitraum bleibt das Nettogehalt eines stell­
vertretenden Verkaufsstellenleiters. Daher war auch die wei­
tergehende Forderung des Verklagten unbegründet.

Das Stadtbezirksgericht ist in seiner Entscheidung vom 
Grundanliegen der rechtlichen Regelung ausgegangen. Nur 
kann seiner Berechnung der Höhe des Schadenersatzes nicht 
gefolgt werden. Deshalb waren die gerichtliche Entscheidung 
und der Beschluß der Konfliktkommission aufzuheben und 
anderweit zu befinden (§ 156 Abs. 1 ZPO).

Familienrecht
§§ 54 Abs. 2, 56 FGB; OG-Richtlinie Nr. 23.
1. Im Verfahren zur Feststellung der Vaterschaft ist der un­
terschiedlich angegebene Zeitpunkt des Geschlechtsverkehrs 
innerhalb der gesetzlichen Empfängniszeit, wenn im übrigen 
übereinstimmende und glaubhafte Erklärungen der ProzeB- 
parteien vorliegen, nach Abschn. A I Ziff. 2 der OG-Richtlinie 
Nr. 23 nur dann aufzuklären, wenn er für weitere Beweiser­
hebungen, vor allem für die Beiziehung eines Tragezeitgut­
achtens, von Bedeutung ist.
2. Auch in den Fällen, in denen der Verklagte allein als 
möglicher Vater in Betracht kommt, sind bei bestehenden 
Zweifeln an der Vaterschaft, für die in Abschn. A III Ziff. 13 
bis 15 der OG-Richtlinie Nr. 23 Beispiele genannt werden, 
medizinisch-naturwissenschaftliche Gutachten beizuziehen.

Neben den in der Richtlinie genannten können weitere 
Umstände Zweifel an der Vaterschaft des Verklagten be­
gründen.
OG, Urteil vom 4. Juni 1985 - 3 OFK 10/85.

Die minderjährige Klägerin hat am 24. Juli 1984 ein Kind 
geboren. Vertreten durch ihre erziehungsberechtigte Mutter 
hat sie gegen den Verklagten Klage auf Feststellung der 
Vaterschaft erhoben und zur Begründung ausgeführt, daß sie 
mit diesem während der gesetzlichen Empfängniszeit 
(26. September 1983 bis 25. Januar 1984) einmal Geschlechts­
verkehr ausgeübt habe.

Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er 
hat bestätigt, daß er mit der Klägerin Geschlechtsverkehr 
hatte. Zweifel an seiner Vaterschaft begründete er vor allem 
mit der Flüchtigkeit der gemeinsamen Beziehungen. Das 
Kreisgericht hat die Klägerin als Prozeßpartei vernommen.

Das Kreisgericht hat den Verklagten als Vater des Kin­
des festgestellt und ihn zur Unterhaltszahlung verpflichtet.

Auf die Berufung des Verklagten hat das Bezirksgericht 
die Zeugen H., Bü. und Bi. vernommen. Diese Zeugen haben 
ausgesagt, daß sie keine geschlechtlichen Beziehungen zur 
Klägerin unterhalten haben.

Das Bezirksgericht hat die Berufung des Verklagten ab­
gewiesen. Zur Begründung hat es ausgeführt, daß die Pro­
zeßparteien in der gesetzlichen Empfängniszeit geschlecht­
liche Beziehungen miteinander unterhalten haben und Mehr­
verkehr nicht nachgewiesen werden konnte.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirkgericht ist zunächst zutreffend davon ausgegangen, 
daß der übereinstimmende Vortrag beider Prozeßparteien, 
innerhalb der gesetzlichen Empfängniszeit anläßlich des Be­
suchs einer Diskothek einmal Geschlechtsverkehr miteinan­
der ausgeübt zu haben, für die Vaterschaft des Verklagten 
spricht. Es war auch gerechtfertigt, daß das Bezirksgericht 
den von den Prozeßparteien unterschiedlich angegebenen 
Zeitpunkt des Geschlechtsverkehrs (Klägerin — 4. Novem­
ber 1983, Verklagter — 1.4. Oktober 1983) sowie den von der 
Klägerin angegebenen Zeitpunkt der letzten vorgeburtlichen 
Regelblutung bei seiner Sachaufklärung nicht in den Vor­
dergrund gestellt hat. Die Angaben der Prozeßparteien be­
ruhen lediglich auf ihren Erinnerungen. Der Verklagte war 
ohnehin hinsichtlich der Richtigkeit seiner Zeitangaben un­
sicher. Nach Abschn. A I Ziff. 2 der Richtlinie Nr. 23 des Ple­
nums des Obersten Gerichts zur Feststellung und Anfechtung 
der Vaterschaft vom 22. März 1967 (GBl. II Nr. 30 S. 177)i. d. F. 
des Änderungsbeschlusses vom 17. Dezember 1975 (GBl. 11976 
Nr. 11 S. 182) ist ein strittiger Zeitpunkt des Geschlechtsver­
kehrs während der gesetzlichen Empfängniszeit, wenn im übri­
gen übereinstimmende und glaubhafte Erklärungen der Pro­
zeßparteien vorliegen, nur dann aufzuklären, wenn er für wei­
tere Beweiserhebungen, vor allem für die Beiziehung eines 
Tragezeitgutachtens, von Bedeutung ist. Diese Notwendig­
keit lag hier nicht vor.

Bei der gegebenen Sachlage wäre es jedoch erforderlich 
gewesen, die Sachaufklärung durch die Beiziehung eines me­
dizinisch-naturwissenschaftlichen Gutachtens — in diesem 
Fall eines Blutgruppengutachtens — fortzuführen. Entgegen


